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Kurzfassung 

Mit der vorliegenden Teilrevision des Bürgerrechtsgesetzes soll die Vorgabe des Bundesrechts, wo-

nach bei Einbürgerungsverfahren nurmehr verfahrensdeckende Kosten erhoben werden dürfen, umge-

setzt werden. Gleichzeitig sollen die Erfahrungen aus der Praxis mit dem nun doch 12-jährigen Ge-

setz eingebracht werden.  

Die Einbürgerungsgesuche werden wie bis anhin bei der Bürgergemeinde eingereicht. Diese hat das 

Departement innert 30 Tagen über den Gesuchseingang zu informieren. Dies ermöglicht eine einheit-

liche Gesuchserfassung.  

Für die Verleihung des Kantonsbürgerrechts an Schweizer Bürgerinnen und Bürger ist neu das De-

partement an Stelle des Regierungsrates zuständig. Zudem werden die Gesuche von Schweizer Bür-

gerinnen und Bürgern nicht mehr wie bis anhin der Fachkommission Bürgerrecht unterbreitet. Mit 

diesen Massnahmen wird das bisherige Verfahren gestrafft und beschleunigt.  

Die Zuständigkeit zur Verleihung des Gemeindebürgerrechts an Kantonsbürger und Kantonsbürgerinnen 

bzw. dessen Zusicherung an ausserkantonale schweizerische sowie ausländische Staatsangehörige soll 

wie bis anhin der Wahlfreiheit der Bürgergemeinde obliegen. Sie hat in einem rechtsetzenden Reg-

lement die zuständige Behörde zu bezeichnen. 

Die kantonalen und kommunalen Behörden dürfen kraft Bundesrecht nurmehr kostendeckende Gebüh-

ren verlangen. Die bisher im kantonalen Gesetz verankerte Einbürgerungstaxe wird damit hinfällig. 

Die kantonalen Gebühren werden im Gebührentarif geregelt, die kommunalen Gebühren sollen in ei-

nem rechtsetzenden Reglement festgelegt werden. 

Schliesslich werden einige redaktionelle Änderungen vorgenommen. 
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Sehr geehrter Herr Präsident 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir unterbreiten Ihnen nachfolgend Botschaft und Entwurf über die Teilrevision des Gesetzes über 

das Kantons- und Gemeindebürgerrecht (Bürgerrechtsgesetz). 

1. Ausgangslage 

Im Rahmen der Änderung des eidgenössischen Bürgerrechtsgesetzes vom 3. Oktober 2003 wurde in 

Artikel 38 festgehalten, dass die kantonalen und kommunalen Behörden für ihre Entscheide höchs-

tens Gebühren erheben können, welche die Verfahrenskosten decken. Diese Änderung tritt am 1. 

Januar 2006 in Kraft. Die im kantonalen Gesetz verankerte Einbürgerungstaxe wird damit hinfällig. 

Gleichzeitig sollen Verfahrensoptimierungen, welche sich in der nun beinahe 12-jährigen Praxis mit 

dem kantonalen Gesetz gezeigt haben, umgesetzt werden. 

2. Vernehmlassungsverfahren 

Im Rahmen des Venehmlassungsverfahrens wurden insbesondere von Seiten der Bürgergemeinden vor 

allem zwei Punkte kritisiert. Die Festsetzung des Departements als Eingabestelle für Einbürgerungs-

gesuche wurde beinahe einhellig abgelehnt. Im Wesentlichen wurde vorgebracht, dass sich die bis-

herige bürgernahe Abwicklung des Einbürgerungsverfahrens in der Praxis bewährt habe. Das neue 

Verfahren werde unpersönlicher und entfernt von den Gesuchstellern abgewickelt. Ferner würde die 

bewährte Vorselektion der Gesuche bei den Gemeinden entfallen, was zu unnötigem administrativem 

Aufwand und zu Mehrkosten für den Kanton führen würde. Die Bürgergemeinde sei daher als Ein-

reichungsstelle unbedingt beizubehalten. Um die administrativen Abläufe zu verbessern, müssten viel-

mehr Vorgehensrichtlinien für die Bürger- und Einheitsgemeinden erarbeitet und geschult werden. 

Der zweite Kritikpunkt betraf die zwingende Kompetenzzuweisung an den Gemeinderat zur Verleihung 

bzw. Zusicherung des Gemeindebürgerrechts. Auch dieser Vorschlag wurde von beinahe allen Bür-

gergemeinden sowie von der Mehrheit der politischen Parteien abgelehnt. Es wurde argumentiert, 

dass sich die bisherige Wahlfreiheit bewährt habe und dadurch die Gemeindeautonomie gestärkt wer-

de. Es bestehe daher kein Anlass, die Entscheidungsfreiheit der Gemeinden einzuschränken. Zudem 

sei ein Beschluss durch die Gemeindeversammlung breiter abgestützt. Der Anforderung, dass Einbür-

gerungsentscheide begründet sein müssen, könne auch unter dem geltenden Recht Rechnung getra-

gen werden. Ferner solle nicht einer sich abzeichnenden Bundeslösung vorgegriffen werden. 

Beiden Kritikpunkten wurde im vorliegenden Entwurf Rechnung getragen.  

Dem vom Verband Solothurnischer Einwohnergemeinden unter Verweis auf die anstehende Bundeslö-

sung eingebrachten Vorschlag, es sei die Vorlage, mit Ausnahme des Gebührenteils, zurückzustellen, 

kann indes nicht gefolgt werden. Einerseits ist der Regelungsbedarf ausgewiesen und andererseits 

steht der hier vorgeschlagene Gesetzesentwurf in keinerlei Widerspruch zu der auf Bundesebene dis-

kutierten Lösung. 
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Ebenso konnte die von einzelnen Bürgergemeinden angeregte Erhöhung des Gebührenrahmens auf 

5‘000 Franken bzw. 12'000 Franken nicht umgesetzt werden, da sie der Vorgabe des Bundesrechts 

nach verfahrensdeckenden Kostenansätzen klar widerspricht. 

Im Rahmen der diesjährigen Revision des Gemeindegesetzes wurde bewusst darauf verzichtet, die 

Einheitsgemeinde gesetzlich als eigenständige Gemeindeart zu behandeln und deshalb ist sie auch im 

BüG entgegen des Vorschlags einiger Bürgergemeinden nicht explizit zu nennen. 

3. Erläuterungen zu einzelnen Bestimmungen der Vorlage 

§ 5. Gesuchseinreichung 

Eingabestelle für Einbürgerungsgesuche bleibt wie bis anhin die Bürgergemeinde. Damit wurde einem 

Hauptanliegen der Bürgergemeinden im Vernehmlassungsverfahren entsprochen. Um eine Übersicht 

über die Zahl der eingereichten Gesuche verbunden mit einer entsprechenden Kontrolle über den 

Verfahrensstand zu ermöglichen, werden die Bürgergemeinden inskünftig verpflichtet, innert 30 Tagen 

das Departement über den Gesuchseingang zu informieren.  

§§ 6. bis 10. 

Diese Paragraphen wurden materiell nicht geändert und entsprechen dem bisherigen Recht. Es wur-

den lediglich redaktionelle Korrekturen (Zusammenführung und Neunummerierung) vorgenommen. 

§§ 11. bis 13. Verleihung des Kantonsbürgerrechts an Schweizer Bürgerinnen und Bürger 

Das Verfahren über die Verleihung des Kantonsbürgerrechts an Schweizer Bürgerinnen und Bürger 

wurde vereinfacht. Neu wird das Kantonsbürgerrecht nicht mehr vom Regierungsrat sondern vom De-

partement verliehen. Zudem werden die Gesuche von Schweizer Bürgerinnen und Bürgern nicht mehr 

wie bis anhin der Fachkommission Bürgerrecht unterbreitet. Mit diesen Massnahmen wird das bishe-

rige Verfahren gestrafft und beschleunigt. Die Kompetenz zur Verleihung des Kantonsbürgerrechts 

steht zwar gemäss Artikel 82 litera f dem Regierungsrat zu. Dieser kann indes gemäss § 14 des 

Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes (RVOG, BGS 122.11) seine Verwaltungsbefugnis-

se delegieren. Da der Regierungsrat als Beschwerdeinstanz gegen Entscheide des Departementes 

Herr des Verfahrens bleibt, erweist sich die hier vorgenommene partielle, d.h. auf Schweizer Bürge-

rinnen und Bürger beschränkte, Delegation als verfassungskonform, zumal sie in einem formellen 

Gesetz erfolgt. 

§§ 14. bis 16. Verleihung des Kantonsbürgerrechts an ausländische Staatsangehörige 

Das Verfahren über die Verleihung des Kantonsbürgerrechts an ausländische Staatsangehörige erfährt 

grundsätzlich keine Änderungen. Sowohl die Wohnsitzerfordernisse als auch die weiteren Vorausset-

zungen bleiben materiell unverändert. Der Regierungsrat entscheidet wie bis anhin auf Antrag der 

Fachkommission Bürgerrecht. Es wurde einzig die Dauer der Unterbrechungsfrist in § 14 Absatz 4 

von einem halben auf 1 Jahr angehoben, da sich diese Frist in der Praxis als zu kurz erwiesen 

hat. 

§ 17. Gebühren 
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Im Rahmen der Änderung des eidgenössischen Bürgerrechtsgesetzes vom 3. Oktober 2003 wurde in 

Artikel 38 festgehalten, dass die kantonalen und kommunalen Behörden für ihre Entscheide höchs-

tens Gebühren erheben können, welche die Verfahrenskosten decken. Diese Vorgabe wird mit dieser 

Bestimmung umgesetzt. Die Höhe der Gebühr wird im Gebührentarif festgelegt. 

§ 18. Wohnsitzerfordernis 

Diese Bestimmung wurde lediglich redaktionell bereinigt. Materiell bleibt die Frist von 2 Jahren be-

stehen.  

§ 19. Aufnahmepflicht 

Auch diese Bestimmung entspricht grundsätzlich dem bisherigen Recht. Einzig die Altersgrenze in li-

tera b wurde von 25 auf 22 Jahre herabgesetzt. Diese Altersgrenze entspricht einer Angleichung an 

das eidgenössische Recht. Dies vereinfacht einerseits die Handhabung mit den Altersgrenzen und si-

chert anderseits den Rechtsanspruch noch im jungen Erwachsenenalter. Die Herabsetzung rechtfertigt 

sich auch, weil zwischenzeitlich das Mündigkeitsalter von 20 auf 18 Jahre herabgesetzt wurde. 

§ 20. Zuständigkeit 

Die zuständige Behörde zur Verleihung des Gemeindebürgerrechts an Kantonsbürger und Kantonsbür-

gerinnen bzw. dessen Zusicherung an ausserkantonale schweizerische Staatsangehörige soll wie bis 

anhin in der Wahlfreiheit der Bürgergemeinden bleiben. Sie haben in einem rechtsetzenden Regle-

ment festzulegen, ob der Gemeinderat oder die Gemeindeversammlung diese Kompetenz erhalten 

soll. Damit soll dem im Vernehmlassungsverfahren deutlich artikulierten Anliegen Rechnung getragen 

werden. Die Bürgergemeinden haben indes sicherzustellen, dass die vom Bundesgericht in seinen 

Entscheiden vom 9. Juli 2003 verlangten Anforderungen an die Rechtsstaatlichkeit des Einbürge-

rungsverfahrens erfüllt werden. Das bedeutet insbesondere, dass die Entscheide der zuständigen Or-

gane ausreichend zu begründen sind. 

Anzumerken bleibt, dass die Zuständigkeit der Bürgergemeinde nach Zusicherung des Gemeindebür-

gerrechtes erhalten bleibt, auch wenn der Gesuchsteller oder die Gesuchstellerin zwischenzeitlich den 

Wohnsitz wechselt. 

§ 21. Gebühr 

Auch die kommunalen Behörden dürfen kraft Bundesrecht nurmehr kostendeckende Gebühren verlan-

gen. Die bisher im kantonalen Gesetz verankerte Einbürgerungstaxe wird damit hinfällig. Die Gebüh-

ren sollen in einem rechtsetzenden Reglement festgelegt werden. Der Gebührenrahmen sollte dabei 

zumindest nicht über den kantonalen Ansätzen zu liegen kommen, bei welchen eine Obergrenze von 

Fr. 3'000.— vorgesehen ist. 

§ 22. 

Diese Bestimmung entspricht dem bisherigen Recht. 

§ 23. 
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Der Heimatschein ist neu in der eidgenössischen Zivilstandsverordnung geregelt, so dass der bisheri-

ge § 23 hinfällig ist und aufgehoben werden kann.  

§ 26. 

Diese Bestimmung entspricht dem bisherigen Recht. 

§ 32. Übergangsbestimmung 

Mit dieser Übergangsbestimmung soll die Frage geregelt werden, welches Recht bei Inkrafttreten die-

ser Teilrevision auf hängige Bürgerrechtsgesuche anzuwenden ist. Die hängigen Bürgerrechtsgesuche 

sollen nach dem für die Gesuchsteller günstigeren Recht beurteilt werden 
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§ 33. Änderung des Gerichtsorganisationsgesetzes und des Gebührentarifs 

Gemäss des neuen § 13 wird das Kantonsbürgerrecht an Schweizer Bürgerinnen und Bürger neu 

vom Departement verliehen. Nach § 49 litera b des Gerichtsorganisationsgesetzes (GO; BGS 

125.12) unterliegen Entscheide der Departemente grundsätzlich der Verwaltungsgerichtsbeschwerde. 

Da gemäss Verfassung der Regierungsrat für die Verleihung des Kantonsbürgerrechts zuständig ist, 

soll ihm letztinstanzlich die Entscheidbefugnis zukommen. Entscheide nach der Bürgerrechtsgesetzge-

bung sind daher von der Verwaltungsgerichtsbeschwerde auszunehmen. 

Die Gebühren für die Verleihung des Kantonsbürgerrechts sind der bundesrechtlichen Vorgabe anzu-

passen. Der Gebührenrahmen ergibt sich aus den Erfahrungen der letzten Jahre.  

4. Personelle und finanzielle Konsequenzen 

Die Vorlage zieht keine Mehrkosten nach sich.  

5. Auswirkungen auf die Gemeinden 

Die verfahrensrechtlichen Änderungen für die Gemeinden sind marginaler Natur. Neu ist die Informa-

tionspflicht gemäss § 5. Die Gemeinden dürfen ferner gemäss den neuen bundesrechtlichen Vor-

schriften in Einbürgerungsverfahren nurmehr kostendeckende Gebühren in Rechnung stellen, welche 

sie in einem rechtsetzenden Reglement festzulegen haben. 

6. Rechtliches 

Diese Änderung untersteht dem obligatorischen Referendum, sofern sie der Kantonsrat mit weniger 

als zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder beschliesst (Art. 35 Abs. 1 lit. d KV). 

7. Antrag 

Wir bitten Sie, auf die Vorlage einzutreten und dem nachfolgenden Beschlussesentwurf zuzustimmen. 

Im Namen des Regierungsrates 

Walter Straumann 

Landammann 

Dr. Konrad Schwaller 

Staatsschreiber 
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8. Beschlussesentwurf 

 

Teilrevision des Gesetzes über das Kantons- und Gemeindebürgerrecht 

(Bürgerrechtsgesetz) 

 

Der Kantonsrat von Solothurn, 

gestützt auf Artikel 24 der Kantonsverfassung vom 8. Juni 1986, nach Kenntnisnahme von Botschaft 

und Entwurf des Regierungsrates vom 24. Oktober 2005 (RRB Nr. 2005/2133), beschliesst: 

 

 

I. 

 

Das Gesetz über das Kantons- und Gemeindebürgerrecht vom 6. Juni 19931) wird wie folgt geän-

dert: 

 

Der Dritte Abschnitt lautet neu: 

 

Dritter Abschnitt: 

Erwerb durch Einbürgerung 

A. Allgemeine Bestimmungen 

§ 5. Gesuchseinreichung 
1 Ausserkantonale Schweizer Bürgerinnen und Bürger sowie ausländische Staatsangehörige haben das 

Einbürgerungsgesuch bei der Bürgergemeinde einzureichen.  
2 Die Bürgergemeinde hat das Departement innert 30 Tagen über das Einbürgerungsgesuch zu in-

formieren. 

§ 6. Anzahl Bürgerrechte 
1 Schweizer Bürger und Bürgerinnen haben bei der Einreichung des Gesuches um Einbürgerung im 

Kanton Solothurn nachzuweisen, dass sie nicht mehr als ein kantonales Bürgerrecht besitzen. 
2 Kantonsbürger und Kantonsbürgerinnen haben bei der Einreichung des Gesuchs um Einbürgerung 

in einer weiteren solothurnischen Gemeinde nachzuweisen, dass sie nicht mehr als zwei solothurni-

sche Gemeindebürgerrechte besitzen. 

§ 7.  Ehegatten, Kinder und Jugendliche 
1 Ehegatten können einzeln oder gemeinsam eingebürgert werden. 

 _______________  

1) BGS 112.11. 
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2 Die Einbürgerung erstreckt sich in der Regel auch auf die unmündigen Kinder, die unter der el-

terlichen Gewalt des Gesuchstellers oder der Gesuchstellerin stehen, auf Jugendliche von mehr als 

16 Jahren jedoch nur, wenn sie ihrer Einbürgerung schriftlich zustimmen. 
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§ 8. Unmündige und entmündigte Personen 
1 Unmündige Personen von mehr als 16 Jahren und entmündigte Personen können, mit Einwilligung 

der gesetzlichen Vertretung, selbständig ein Gesuch um Einbürgerung stellen. Die Voraussetzungen 

richten sich nach Artikel 34f. BüG. 
2 Wenn wichtige Gründe vorliegen, werden Gesuche auch für Unmündige unter 16 Jahren entgegen-

genommen. 

§ 9. Ehrenbürgerrecht 
1 Personen, die sich um die Öffentlichkeit besonders verdient gemacht haben, können zu Ehrenbür-

gern oder Ehrenbürgerinnen mit allen Rechten und Pflichten ernannt werden. 
2 § 6 dieses Gesetzes ist auf das Ehrenbürgerrecht nicht anwendbar. 

§ 10. Wiedereinbürgerung und erleichterte Einbürgerung 

Die Wiedereinbürgerung und die erleichterte Einbürgerung von ausländischen Staatsangehörigen richten 

sich nach dem eidgenössischen Bürgerrechtsgesetz. 

B. Kantonsbürgerrecht 

1. Schweizer Bürgerinnen und Bürger 

§ 11. Aufnahmevoraussetzungen 

a) Wohnsitzerfordernis 

Schweizer Bürgerinnen und Bürger können ein Gesuch um Aufnahme in das Kantonsbürgerrecht stel-

len, wenn sie zwei Jahre im Kanton Wohnsitz hatten. 

§ 12. b) weitere Voraussetzungen 

Ferner haben sich Schweizer Bürgerinnen und Bürger darüber auszuweisen, dass sie 

a) handlungsfähig sind oder die gesetzliche Vertretung dem Gesuch zugestimmt hat; 

b) die schweizerische Rechtsordnung beachten; 

c) ihren finanziellen Verpflichtungen nachkommen. 

§ 13. Zuständigkeit 

Das Kantonsbürgerrecht an Schweizer Bürgerinnen und Bürger wird vom Departement verliehen. 

2. Ausländische Staatsangehörige 

§ 14. Aufnahmevoraussetzungen 

a) Wohnsitzerfordernis 
1 Ausländische Staatsangehörige können ein Gesuch um Aufnahme in das Kantonsbürgerrecht stellen, 

wenn sie 6 Jahre im Kanton Wohnsitz hatten, wovon drei Jahre unmittelbar vor der Gesuchstellung. 
2 Für die Frist von 6 Jahren wird die Zeit, während welcher der Bewerber oder die Bewerberin 

zwischen dem vollendeten 10. und 20. Altersjahr im Kanton gelebt hat, doppelt gerechnet. 
3 Stellen ausländische Ehegatten ein Gesuch um gemeinsame Einbürgerung und erfüllt der eine die 

Erfordernisse von Absatz 1 oder 2, so genügt für den andern ein Wohnsitz von insgesamt 3 Jahren 
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während der Ehe im Kanton, wovon 1 Jahr unmittelbar vor der Gesuchstellung. Dies gilt auch für 

ausländische Gesuchsteller und Gesuchstellerinnen, deren Ehegatte das Schweizer Bürgerrecht bereits 

besitzt. 
4 Diese Fristen werden nicht unterbrochen, wenn der Bewerber oder die Bewerberin den Wohnsitz 

für nicht mehr als 1 Jahr zur Ausbildung, zur Ausübung des Berufes oder zur Erholung vorüberge-

hend aufgibt. 

§ 15. b) weitere Voraussetzungen 

Ferner haben sich ausländische Staatsangehörige darüber auszuweisen, dass sie 

a) handlungsfähig sind oder die gesetzliche Vertretung dem Gesuch zugestimmt hat; 

b) die schweizerische Rechtsordnung beachten; 

c) ihren finanziellen Verpflichtungen nachkommen; 

d) genügende Sprachkenntnisse zur Verständigung mit Behörden, Mitbürgern und Mitbürgerinnen be-

sitzen; 

e) die mit dem Bürgerrecht verbundenen Rechte und Pflichten kennen und verstehen; 

f) mit den örtlichen Lebensgewohnheiten vertraut sind. 

§ 16.  Zuständigkeit 
1 Das Kantonsbürgerrecht an ausländische Staatsangehörige wird vom Regierungsrat verliehen. 
2 Der Regierungsrat entscheidet auf Antrag der Fachkommission Bürgerrecht. 
3 Die Fachkommission Bürgerrecht besteht aus 7 Mitgliedern, die nicht Beamte oder Angestellte der 

kantonalen Verwaltung sind. Sie wird vom Regierungsrat gewählt und konstituiert sich selbst. 

3. Verfahrenskosten 

§ 17. Gebühr 

Wer das Kantonsbürgerrecht erhält, hat eine Gebühr zu bezahlen, welche die Verfahrenskosten 

deckt. Die Höhe der Gebühr legt der Kantonsrat im Gebührentarif fest. 

C. Gemeindebürgerrecht 

§ 18. Wohnsitzerfordernis 

Wer zwei Jahre in der Gemeinde Wohnsitz hat, kann ein Gesuch um Einbürgerung stellen, sofern 

die eidgenössischen und kantonalen Einbürgerungsvoraussetzungen erfüllt sind. 

§ 19. Aufnahmepflicht 

Die Bürgergemeinden sind verpflichtet, gesuchstellenden Personen das Gemeindebürgerrecht zu ertei-

len oder zuzusichern, sofern sie die Aufnahmevoraussetzungen erfüllen und als 

a) schweizerische Staatsangehörige in den letzten 10 Jahren ununterbrochen in der Gemeinde gelebt 

haben; 

b) ausländische Staatsangehörige in den letzten 10 Jahren ununterbrochen in der Gemeinde gelebt, 

die Schulen grösstenteils in der Schweiz besucht und das Gesuch vor Vollendung des 22. Al-

tersjahres gestellt haben. 

§ 20. Zuständigkeit 
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Die Bürgergemeinde legt in einem rechtsetzenden Reglement die Gemeindeversammlung oder den 

Gemeinderat als zuständiges Organ zur Verleihung des Gemeindebürgerrechts an Kantonsbürger und 

Kantonsbürgerinnen und dessen Zusicherung an ausserkantonale schweizerische sowie ausländische 

Staatsangehörige, fest. 

§ 21. Gebühr 

Für die Erteilung oder Zusicherung des Gemeindebürgerrechts kann die Bürgergemeinde in einem 

rechtsetzenden Reglement eine Gebühr erheben, welche die Verfahrenskosten deckt. 

§ 22. Wirkung 

Ausserkantonale schweizerische sowie ausländische Staatsangehörige erwerben das Gemeindebürger-

recht erst, wenn sie in das Kantonsbürgerrecht aufgenommen worden sind. 

 

§ 23 ist aufgehoben. 

 

§ 26 lautet neu: 

§ 26. Ehegatten, Kinder und Jugendliche 

Für Ehegatten, Kinder und Jugendliche gilt § 7 dieses Gesetzes sinngemäss. 

Übergangs- und Schlussbestimmungen zur Teilrevision vom ... 
 

Als § 32 wird eingefügt: 

§ 32. Übergangsbestimmung zur Teilrevison vom... 

Die bei Inkrafttreten dieser Teilrevision hängigen Bürgerrechtsgesuche werden nach dem für die Ge-

suchsteller günstigeren Recht beurteilt. 

 

Als § 33 wird eingefügt: 

§ 33. Änderung bisherigen Rechts 
1 Das Gesetz über die Gerichtsorganisation (GO) vom13. März 19771) wird wie folgt geändert: 

§ 50 Absatz 2 litera f lautet neu: 

f) nach der Bürgerrechtsgesetzgebung; 
2 Der Gebührentarif vom 24. Oktober 19792) wird wie folgt geändert: 

§ 35quater. lautet neu: 

§ 35quater. Erteilen des Kantonsbürgerrechts 

Erteilen des Kantonsbürgerrechts, pro Gesuch     200-3000 

II. 

Diese Änderungen treten am 1. Januar 2006 in Kraft.  

 _______________  

1) GS 87, 195 (BGS 125.12). 
2) GS 88, 186 (BGS 615.11). 
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Im Namen des Kantonsrates 

Präsident Ratssekretär 

 

 

Dieser Beschluss unterliegt  . . . . . Referendum. 

 

Verteiler KRB 

Volkswirtschaftsdepartement, AGEM (5) 

Bürgergemeinden (Versand durch AGEM) 

GS, BGS 

Amtsblatt 
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